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Sitzung des Rates am 10.07.2025 
Antwort zur Anfrage der FDP-Fraktion Drucksache 10376/2020-2025 
Zwischenbilanz Radentscheid 
 
Text der Anfrage:  
 
Wie viele Meter „geschützter Radweg” gemäß §1(1) und wie viele Meter „Fahrradstraße” 
gemäß §1(2) des Vertrags mit den Initiatoren des Radentscheids wurden seit Start der 
Vereinbarung pro Jahr durch welche Maßnahmen jeweils angelegt? (Bitte Auflistung der 
Maßnahmen mit Angabe zum Jahr der Realisierung und der Länge) 
 
Zusatzfrage: Inwiefern hat seitens der Verwaltung die im Vertrag gemäß §1(3) vorgesehene 
begründete Erläuterung gegenüber den Gremien des Rates stattgefunden, falls die 
vereinbarten Ziele in einem Jahr nicht erreicht werden konnten? 
 
Zweite Zusatzfrage: Welche Maßnahmen zum Bau von wie viel Metern geschützter Radweg 
bzw. Fahrradstraße hat die Verwaltung geplant in der Vertragslaufzeit bzw. dem sich 
anschließendem Jahr umzusetzen? 
 
Antwort des Amtes für Verkehr: 
 
Mit dem Beschluss des kommunalen Radverkehrskonzeptes und Beginn der Vertragslaufzeit 
mit dem Radentscheid wurde das Amt für Verkehr zunächst personell und finanziell 
aufgestockt, um die vereinbarten Ziele fachlich und organisatorisch umsetzen zu können.  
Die Definition von „geschützten Radwegen“ und „Fahrradstraßen“ gemäß Vertrag haben sich 
im Umsetzungsprozess als sehr enge und starre Vorgaben erwiesen, die sich nicht 
durchgängig im Stadtgebiet in Reinform umsetzen lassen. Gemessen an den ambitionierten 
Zielen des Radentscheids in §1 des Vertrags ist bislang keine entsprechende Umsetzung 
erfolgt. Dennoch wurden gemäß §2 des Vertrags gemeinsam Konsenslösungen entwickelt, 
die den Intentionen des Radentscheids entsprechen, aber an die örtlichen Gegebenheiten 
angepasst sind.  
 
Außerdem wurden in Zusammenarbeit des Amtes für Verkehr und des Radentscheides 
grundlegende Standards für die Planung erarbeitet, insbesondere zur Gestaltung von 
Knotenpunkten und Fahrradstraßen. Auch dadurch kam es zu zeitlichen Verzögerungen. 
Derzeit befinden sich jedoch sämtliche gemäß Vertrag vorgesehenen Maßnahmen im 
Planungsprozess. Die Gremien des Rates wurden kontinuierlich über die entsprechenden 
Vorlagen über die Umsetzungserfolge informiert. Im Anhang (Anlage 1) sind dazu alle 
Infrastrukturmaßnahmen seit Beginn der Zusammenarbeit mit dem Radentscheid inklusive 
Umsetzungsstand und Hinweis auf politische Beratungen aufgeführt. 
 
Ungeachtet dessen wurden die qualitativen Ziele des Vertrags weitestgehend erreicht. So 
wurden unter anderem das städtische Fahrradverleihsystem weiterentwickelt, die Radstaffel 
eingerichtet sowie die Beschilderung der Freizeitradrouten verbessert. Große Bedeutung hat 
insbesondere der §3 des Vertrags zur Zusammenarbeit mit dem Radentscheid, etwa durch 
den regelmäßigen engen Austausch oder die Integration der Ziele des Radentscheids in 
bestehende Beteiligungsprozesse.  
Das weitere Vorgehen bezüglich der Forderungen des Radentscheids ergibt sich aus dem 
Ausgang der politischen Beratung zur entsprechenden Beschlussvorlage (Ds-Nr. 10474/2020-
2025), auf dessen Grundlage die Umsetzung kontinuierlich fortgeführt werden soll. Die Vorlage 
wurde in der Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses am 01.07.2025 von der 
Tagesordnung abgesetzt und kam daher nicht auf die Tagesordnung der Ratssitzung am 
10.07.2025. Regelmäßiges Reporting über alle Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Mobilitätsstrategie 2030 soll darüber hinaus das Evaluations- und Monitoringkonzept 
gewährleisten, welches ebenfalls in die politische Beratung eingespielt wurde (Ds-Nr. 
10338/2020-2025). 
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